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Gemeinsam arbeiten wir in der Bundesverwaltung 
daran, die Lebensbedingungen der Menschen in 
der Schweiz zu verbessern. Die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass auch Menschen mit 
Behinderungen selbständig und selbstverständlich 
an allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
teilhaben können, ist eine Aufgabe, die nahezu 
alle Bereiche der Bundesverwaltung betrifft.

Menschen treffen, je nach Art der Behinderung, 
auf verschiedene Barrieren: Wer gehörlos oder 
blind ist, hat andere Bedürfnisse als eine Person, 
die einen Rollstuhl nutzt. Auch für Menschen 
mit psychischen und kognitiven Behinderungen 
hat «Barrierefreiheit» unterschiedliche 
Bedeutungen. Das EBGB unterstützt die Ver-
waltung, wenn es darum geht, die Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen voranzutreiben.

Rechtliche Grundlagen
Sowohl die von der Schweiz ratifizierte  
UN-Behindertenrechtskonvention (UNO-BRK,  
Art. 4, Abs. 3) als auch der Entwurf der revidierten 
Version des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(Entwurf BehiG Art. 5 Abs. 1bis) schreiben die 
Konsultation und den aktiven Einbezug von 
Menschen mit Behinderungen verbindlich vor.

Einleitung:
Inklusion beginnt an Ihrem Schreibtisch
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Ziel dieser Arbeitsmappe
Das wichtigste Werkzeug bei der Berück-
sichtigung der Perspektiven von Menschen 
mit Behinderungen ist der Einbezug in die 
Planung von Vorhaben (Mit «Vorhaben» ist 
hier jede Art von Tätigkeit gemeint: Ergebnisse 
eines Vorhabens können z.B. Dienstleistungen, 
Gesetze, Kommunikationsmassnahmen, 
Gremien oder Konzepte sein). Der Austausch 
mit denjenigen, die von einem Vorhaben direkt 
betroffen sind, gibt wertvolle Hinweise auf die 
Gestaltung dieses Vorhabens und vermeidet 
nachträgliche Korrekturen, die meist kosten- und 
ressourcenintensiv sind. Ausserdem schafft 
der Einbezug mehr Akzeptanz und eine höhere 
Legitimität bei der Zielgruppe.

Die Forderung nach Partizipation in der Ver-
waltung gilt auch für Kantone und Kommunen. 
Im Kanton Zürich wurde 2025 in Zusammen-
arbeit mit der Behindertenkonferenz Kanton 

Zürich die Schulung «Erfolgsfaktor Partizipation 
beim Verwaltungshandeln» lanciert. Auch dieser 
Schulung liegt die Bemühung zugrunde, Ver-
waltungsmitarbeitende bei der Umsetzung von 
Partizipation (Art. 4 UNO-BRK) zu unterstützen.

Diese Arbeitsmappe richtet sich an Projektleitende 
in der Bundesverwaltung und unterstützt bei 
der Planung, Durchführung und Auswertung 
von Beteiligungsprozessen mit Menschen 
mit Behinderungen und den sie vertretenden 
Organisationen. Solche Beteiligungsprozesse 
können im Rahmen des Einbezugs von weiteren 
Stakeholdern erfolgen oder auch parallel dazu 
stattfinden.

Die institutionalisierten Formen der Mitwirkung 
wie Vernehmlassungen oder ausserparlamen-
tarische Kommissionen sind nicht Gegenstand 
der Arbeitsmappe.
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Handlungsfelder des Einbezugs
Menschen mit Behinderungen sind in allen 
Bereichen des Lebens vertreten. Sie nutzen die 
Infrastruktur des Bundes, sie beteiligen sich 
am Arbeitsleben, an Kultur und Sport, haben 
das Recht auf Zugang zu Bildung, Gesund-
heitssystem und Wohnen und auf Information 
im Katastrophenfall. Daher ist die Überlegung, 
Menschen mit Behinderungen einzubeziehen, in 
nahezu jede Tätigkeit, die Konsequenzen für die 
Bevölkerung hat, angebracht.

Die Perspektiven von Menschen mit Behinde-
rungen fehlen in vielen Entscheidungsprozessen 
– oft, weil nicht offensichtlich ist, dass ein 
Vorhaben sie in besonderer Weise betrifft.

Darum enthält die Arbeitsmappe zwei 
Werkzeuge:

1

Der Relevanz-Check zu Beginn ist ein 
Werkzeug, um bei Vorhaben mit Auswirkungen 
auf die Allgemeinbevölkerung einzuschätzen, 
ob Menschen mit Behinderungen betroffen 
sind – und ob ihre Perspektive daher 
besonders einbezogen werden sollte.

2

Anschliessend folgen Arbeitsblätter,  
Best-Practices und Checklisten zur Planung 
von Beteiligungsprozessen mit Menschen 
mit Behinderungen bzw. den sie vertretenden  
Organisationen. Dieser Teil stellt eine Struktur 
zur Verfügung und vermittelt praktisches 
Wissen für die Durchführung. Die Arbeits-
blätter sind ein Angebot, das Ihnen die 
Planung von Einbezug erleichtern soll. Sie 
können sie von Anfang bis Ende durchsehen 
und dabei die Teile nutzen, die Sie benötigen. 
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Rückmelde-Formular:
https://forms.cloud.
microsoft/e/NAQuhFFz5e

Diese Fassung der Arbeitsmappe ist eine erste 
Anwendungsversion. Teilen Sie uns gerne Ihre 
Erfahrungen und Anliegen mit, indem Sie an der 
folgenden Umfrage teilnehmen. Die Umfrage 
dauert ca. 10 Minuten und kann anonym aus-
gefüllt werden. Ihre Rückmeldungen helfen uns, 
diese Arbeitshilfe gezielt weiterzuentwickeln  
und zu verbessern. Vielen Dank!
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Relevanz-Check

Die Perspektiven von Menschen mit Behinderungen 
fehlen in vielen Entscheidungsprozessen – oft,  
weil nicht offensichtlich ist, dass ein Vorhaben  
sie in besonderer Weise betrifft.

Dieser Teil der Arbeitsmappe unterstützt bei 
einer Einschätzung, ob die Perspektiven von 
Menschen mit Behinderungen für Ihr Vorhaben 
von Bedeutung sind.
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S.7Relevanz-Check

Welches Ergebnis soll entstehen?

Notieren Sie, welche Probleme gelöst oder welche Situationen durch das Vorhaben verbessert werden.

Notieren Sie, welche Regelung / welches Angebot / welche Dienstleistung / welches Produkt am Ende des Vorhabens steht.

Bsp.: Eine Verordnung, die regelt, welche Konzessionen für den Publikumsverkehr seitens des Denkmalschutzes gemacht werden können.

Welches Ziel verfolgt mein Vorhaben?

Bsp.: Nutzungsmöglichkeiten für denkmalgeschützte Gebäude verbessern.



S.8Relevanz-Check

Blinde und sehbehinderte Menschen:

Gehörlose und hörbehinderte Menschen:

Funktioniert das Ergebnis meines Vorhabens für Menschen mit Behinderungen?

Notieren Sie auf den folgenden Seiten Probleme und Barrieren, die Ihr 
Vorhaben für die folgenden Personengruppen verursachen könnte.

z.B.: Signalisation ausschliesslich visuell, Veränderungen im öffentlichen Raum, digitale Kommunikation ohne Beachtung von 
Standards zur Barrierefreiheit

z.B.: Signalisation ausschliesslich akustisch, Audios ohne Transkript,Videos ohne Untertitel, Dienstleistungen, die nur per 
Telefon zugänglich sind, Veranstaltungen ohne Gebärdendolmetschende, akustische Settings mit Nebengeräuschen/Hall
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Menschen mit Mobilitätsbehinderung:

Menschen mit motorischer Behinderung:

z.B.: Stufen, lange Fusswege, Gebäude ohne Lift, kein rollstuhlgängiges WC, Abwesenheit von Parkplätzen

z.B.: Geräte mit sehr kleinen Bedienelementen, Abwesenheit von Personal, das bei Bedarf unterstützen 
kann, schwierig zu öffnende oder zu bearbeitende Produkte

Funktioniert das Ergebnis meines Vorhabens für Menschen mit Behinderungen? (Forts.)



S.10Relevanz-Check

Menschen mit kognitiver Behinderung:
(darunter werden Lernschwierigkeiten und intellektuelle Behinderungen verstanden, mitunter auch Demenz und Autismus)

Menschen mit psychischer Behinderung:

z.B.: ausschliesslich schriftliche Informationen, komplizierte Sprache, Abwesenheit von Erklärungen
in Leichter Sprache, laute und grell beleuchtete Umgebungen

z.B.: reizüberflutete Umgebungen ohne Rückzugsräume, Angebote, die nur telefonisch, nur per Mail oder nur persönlich vor Ort
nutzbar sind, wenig Informationen über Veranstaltungen oder Räumlichkeiten, potenziell triggernde Inhalte ohne Inhaltswarnung

Funktioniert das Ergebnis meines Vorhabens für Menschen mit Behinderungen? (Forts.)
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Beurteilen Sie anhand der Erkenntnisse aus den vorherigen Seiten:

Ist das Ergebnis des Vorhabens für Menschen mit Behinderungen selbstständig nutzbar?

Wird das verfolgte Ziel für Menschen mit Behinderungen in gleicher Weise erreicht?

Ist sichergestellt, dass Menschen mit Behinderungen durch das Vorhaben nicht benachteiligt 
oder gegenüber Menschen ohne Behinderung zusätzlichen Belastungen ausgesetzt werden?

Wenn Sie mindestens einmal «nein» oder «unsicher» 
angekreuzt haben, ist es sinnvoll, bereits einen ersten 
Einbezug zu realisieren, indem Sie sich mit einer 
Fachperson aus einer Organisation von Menschen mit 
Behinderungen darüber austauschen.

Sie dürfen sich für Unterstützung bei den ersten 
Schritten auch gern ans EBGB wenden.

Kontakt EBGB:

Inselgasse 1
3003 Bern
Tel. +41 58 462 82 36

ebgb@gs-edi.admin.ch

ja nein unsicher

ja nein unsicher

ja nein unsicher

mailto:ebgb%40gs-edi.admin.ch?subject=


Arbeitsmappe 
Beteiligungsprozesse

Die Arbeitsmappe vermittelt best practices 
für Beteiligungsprozesse und stellt eine 
Struktur zur Planung des Einbezugs 
zur Verfügung – ergänzt um zahlreiche 
praktische Ressourcen.

S. 13–15

S. 16–25

S. 26–37

Vorüberlegungen

Inhalt:

Rahmenbedingungen

Umsetzung
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Eigenschaften und Voraussetzungen 
eines guten Einbezugs

Einige wesentliche Voraussetzungen für gelingende 
Beteiligungsprozesse sind Transparenz, Wertschätzung 
und ein früher Zeitpunkt des Einbezugs. Wichtig ist aber 
auch, dass Projektleitende klare Vorstellungen davon 
haben, welche Fragen durch den Einbezug geklärt 
werden sollen.

Vorüberlegungen

Ziel und Zweck des Einbezugs

Inhalt:
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Vorüberlegungen: Eigenschaften und Voraussetzungen

Eigenschaften und Voraussetzungen 
eines guten Einbezugs

Beteiligungsprozesse mit Menschen mit Behinderungen 
sind Stakeholderprozesse. Im Gegensatz zu Stakehol-
dern aus Verwaltung, Wirtschaft oder Institutionen sind 
einige Organisationen, die Menschen mit Behinderungen 
vertreten, mit weniger personellen Ressourcen aus-
gestattet, weshalb Vergütung, Wertschätzung, Effizienz 
und genügend Zeit besonders wichtig sind.

Ideal ist es,  
den Beteiligungsprozess 

noch in der Initialisierungs-
phase eines Vorhabens  

zu beginnen.

Der Prozess muss einen 
Einfluss auf Verlauf  

und Ergebnis des Vorhabens 
nehmen können.

Informationen, Treffen 
und Orte sind zugänglich. 

Assistenz- und Dolmetsch-
bedarf ist gewährleistet.

Ziele und Zweck, Zeitrahmen 
und Aufwand, Ergebnisse 
und Entscheidungen sind 

den Beteiligten zeitig, 
kontinuierlich und klar zu 

kommunizieren.

Die Beteiligung von Menschen 
mit Behinderungen ist 

anzuerkennen und  
zu vergüten.

zeitig ergebnisoffen transparent barrierefrei wertschätzend

Häufig nehmen Menschen teil, die selbst mit einer 
Behinderung leben, so dass die Barrierefreiheit des 
Prozesses gewährleistet sein muss.

Zwei weitere wichtige Voraussetzungen für das 
Gelingen des Einbezugs:

Verständnis bei Team und Vorgesetzten für 
Nutzen und Wichtigkeit des Einbezugs

Einplanung der zeitlichen Ressourcen und 
Budgetierung der Kosten
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Vorüberlegungen: Ziel und Zweck

Ziel und Zweck des Einbezugs Welche konkreten Fragestellungen 
soll der Einbezug beantworten?

Notieren Sie, welche Erkenntnisse durch den Einbezug 
gewonnen werden sollen.

Mögliche Ergebnisse eines Einbezugs:

	• Bedarfe & Prioritäten:  
Was brauchen Menschen mit Behinderungen  
in Bezug auf das Vorhaben?

	• Perspektiven:  
Wie stellt sich das Vorhaben aus Sicht von  
Menschen mit Behinderungen dar?

	• Problemanalysen:  
Wo und wie entstehen Probleme für  
Menschen mit Behinderungen?

	• Ideen & Vorschläge:  
Welche Lösungsmöglichkeiten sehen die Beteiligten?

	• Vorgehen & Plan:  
Wie sollte das Vorhaben angegangen werden?

	• Wissen:  
Wo gibt es Ressourcen und Beispiele,  
wie das Problem gelöst werden kann?

	• Entscheidungen:  
Wie würden die Beteiligten entscheiden?
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Beteiligte

Grad der Mitbestimmung

Formate

Vergütung

Zeitrahmen

Der Einbezug der Perspektiven von Menschen mit 
Behinderungen kann auf ganz unterschiedliche Weise 
gestaltet werden. Klarheit über die Rahmenbedingungen 
und transparente Information an die Beteiligten sind 
wesentlich für den Erfolg des Einbezugs.

Rahmenbedingungen

Inhalt:
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Rahmenbedingungen: Grad der Mitbestimmung

Grad der Mitbestimmung Welche Faktoren begrenzen den 
inhaltlichen Einfluss des Beteiligungs-
prozesses in meinem Vorhaben?

Es werden sechs «Stufen der Partizipation» unterschieden. 
In der Bundesverwaltung sind die Möglichkeiten der 
Mitbestimmung aufgrund der formalen Entscheidungs-
prozesse häufig auf die Stufen 2 bis 4 begrenzt. Stufe 3 
ist sinnvoll, wenn ein Zwischenergebnis überprüft werden 
soll. Geht es um die Ausgestaltung eines klar umrissenen 
Vorhabens, ist innerhalb des vorgegebenen Rahmens 
aber auch ein Einbezug auf Stufe 5 und 6 denkbar.

	• Stufe 6: Entscheidungsmacht abgeben  
(Einbezogene entscheiden alles)

	• Stufe 5: Entscheidungsmacht teilen  
(Einbezogene entscheiden in einigen Bereichen)

	• Stufe 4: Mitwirkung zulassen  
(Einbezogene sind gleichberechtigt im Vorschlagen,  
Mitdenken und Ideengeben)

	• Stufe 3: Lebensweltexpertise einholen  
(Einbezogene testen oder beurteilen aufgrund  
ihrer Lebensrealität)

	• Stufe 2: Meinung erfragen  
(Einbezogene äussern ihre Meinung)

	• Stufe 1: Information  
(keine Beteiligung)

Notieren Sie Faktoren und deren Konsequenzen 
für das Vorhaben.
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Worauf kann der Beteiligungsprozess 
Einfluss nehmen?

Welche Fragestellungen soll der 
Einbezug beantworten?

Schärfen Sie bei Bedarf anhand dieser Überlegungen 
jetzt Ihre Fragestellung für den Einbezug von Seite 7.

Notieren Sie, welche Teile des Vorhabens durch den 
Einbezug gestaltet oder beeinflusst werden sollen.

Es ist wichtig, die Möglichkeiten und Grenzen des Einbezugs klar an die Beteiligten zu kommunizieren 
(siehe Kapitel Umsetzung S. 27/28).

Rahmenbedingungen: Grad der Mitbestimmung S. 18



Rahmenbedingungen: Beteiligte

Beteiligte

Das Identifizieren und Einladen geeigneter Personen 
ist für den Beteiligungsprozess entscheidend.  
In der Regel konsultiert die Verwaltung Organisationen. 
Dies können Organisationen von Menschen mit 
Behinderungen sein oder andere zivilgesellschaftliche 
Organisationen, die Menschen mit Behinderungen 
vertreten. Die Organisationen entsenden Personen 
mit oder ohne Behinderung aus ihren eigenen Reihen 
oder empfehlen Personen aus ihrem Netzwerk.

In einigen Situationen wird auch die persönliche 
Erfahrungsexpertise durch das Leben mit einer 
Behinderung benötigt, etwa, wenn Abläufe oder 
Einrichtungen getestet werden sollen.

Welche Gruppen von Menschen mit 
Behinderungen sind für das Vorhaben relevant?

Verwenden Sie Ihre Erkenntnisse aus dem 
Relevanz-Check (siehe S. 6–11).
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Über welche weiteren Kompetenzen 
oder Erfahrungen sollten die 
Beteiligten verfügen?

Notieren Sie hier die Profile und Ihre ersten Ideen 
für Ansprechpersonen.

Auch für Unterstützung bei der Vermittlung von Kontakten 
dürfen Sie sich gern ans EBGB wenden.

Organisationen & Kontakte
In der Schweiz gibt es zwei behinderungsüber-
greifende Dachorganisationen: Inclusion Handicap 
mit dem Schwerpunkt auf politische und rechtliche 
Vertretung und Agile, mit einem Schwerpunkt auf 
politische Selbstvertretung und Selbstbestimmung. 
Eine ausführliche Liste mit Organisationen findet 
sich auf der Website des EBGB:

Liste mit Anlaufstellen:
ebgb.admin.ch/de/anlaufstellen

Rahmenbedingungen: Beteiligte S. 20
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Rahmenbedingungen: Formate

Formate

Es gibt eine breite Auswahl an Möglichkeiten, 
Menschen mit Behinderungen einzubeziehen – 
von Umfragen über Austauschtreffen bis hin zu 
Begleitgremien.

Die Übersicht auf der nachfolgenden Seite 
erleichtert die Orientierung und hilft Ihnen, das 
passende Format für Ihr Vorhaben zu finden.

Umfrage

Begleitgremium

Workshops

Austauschtreffen

Stellungnahme
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Rahmenbedingungen: Formate

Umfrage

Anwendungsbereich
Sammeln und Priorisieren von 
Problemen oder Lösungen; 
Feedbacks zu konkreten 
Vorschlägen

Vorteile
	+ Organisationsaufwand 
niedrig

	+ Aufwand für Teilnehmende 
niedrig

	+ Auswertung einfach

Nachteile
	− keine persönliche Begegnung
	− keine gemeinsame 
Ideenentwicklung

−	Aufwand, Umfrage zu 
streuen

−	Ausschluss von Menschen, 
die Mühe mit schriftlichen 
Dingen oder geringe digitale 
Kompetenzen haben

Entscheiden Sie als nächstes, ob und wann das 
Format zum Einsatz kommen soll.

Ja oder nein?

Falls ja, wann?

Entscheiden Sie als nächstes, ob und wann das 
Format zum Einsatz kommen soll.

Ja oder nein?

Falls ja, wann?

Entscheiden Sie als nächstes, ob und wann das 
Format zum Einsatz kommen soll.

Ja oder nein?

Falls ja, wann?

Entscheiden Sie als nächstes, ob und wann das 
Format zum Einsatz kommen soll.

Ja oder nein?

Falls ja, wann?

Entscheiden Sie als nächstes, ob und wann das 
Format zum Einsatz kommen soll.

Ja oder nein?

Falls ja, wann?

Anwendungsbereich
Projekte von grosser 
Bedeutsamkeit; grösserer 
Mitwirkungsspielraum

Vorteile
	+ viele Perspektiven
	+ persönliche, wachsende  
Kontakte

	+ gemeinsam mit 
Stakeholdern Ideen finden

	+ Stakeholder sind frühzeitig 
informiert und involviert

	+ Legitimität und Akzeptanz 
des Resultats hoch

Nachteile
	− finanziell aufwändig
	− organisatorisch aufwändig
	− für Mitwirkende viel 
Aufwand

	− hohe Voraussetzung für 
Teilnahme, falls Online-
Teilnahme nicht möglich

Anwendungsbereich
Orientierung, Bedürfnisse 
abholen, Rückmeldung zur 
Stossrichtung eines Vorhabens 
erhalten

Vorteile
	+ unaufwändig zu organisieren
	+ benötigt wenig Zeit
	+ sehr früher Einbezug 
	+ persönliche, wachsende 
Kontakte

Nachteile
	− wenige Perspektiven
	− ersetzt keinen breiteren 
Einbezug, wo dieser 
notwendig ist

Anwendungsbereich
Rückmeldung zu konkreten 
Plänen oder Fragestellungen

Vorteile
	+ schriftlich möglich
	+ geringer Aufwand für 
Projektverantwortliche

	+ bewahrt davor, wichtige 
Dinge zu übersehen

Nachteile
	− kein persönlicher Austausch
	− Beteiligte brauchen viele 
Vorkenntnisse

	− Honorarfrage: schon 
Beratung oder noch 
Beteiligung?

	− Aufwand für Angefragte

Anwendungsbereich
Ideen generieren, Bedürfnisse 
abholen, konkrete Fragestellung 
aus verschiedenen Perspektiven 
beleuchten; Dinge ausprobieren, 
Rückmeldungen zu konkreten 
Fragen einholen

Vorteile
	+ viele Perspektiven
	+ persönliche Begegnung
	+ gemeinsam mit Zielgruppe 
und Stakeholdern Ideen 
finden

	+ gegenseitiges Verständnis

Nachteile
	− finanziell aufwändig
	− Vor- und Nachbereitung 
aufwändig 

	− hohe Voraussetzung für 
Teilnahme, falls Online-
Teilnahme nicht möglich

	− für Menschen mit kognitiven 
Behinderungen schwierig

	− für Menschen mit psychischen 
Behinderungen evtl. schwierig

Begleitgremium Workshops / 
Austauschtreffen mit 
mehreren Beteiligten

Austauschtreffen mit 
wenigen Personen

(schriftliche) 
Stellungnahme

S. 22
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Rahmenbedingungen: Zeitrahmen

Zeitrahmen

Projektphase Format Zeitaufwand inkl. Vorbereitung in Stunden

Summe Zeitaufwand in Stunden: 

Projektlaufzeit (von – bis):
Notieren Sie, in welchen Phasen Sie den Einbezug 
realisieren wollen und schätzen Sie den 
zeitlichen Aufwand für die beteiligten Personen.

Halten Sie als erstes die Projektlaufzeit fest (von wann bis wann). Definieren Sie als zweites unterschiedliche 
Projektphasen und dazu passende Formate des Einbezugs und schätzen Sie den jeweiligen Zeitaufwand grob in 
Stunden, inklusive Vorbereitungszeit. Berechnen Sie schliesslich die Summe aller Zeitaufwände in Stunden.
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Rahmenbedingungen: Vergütung und weitere Kosten

Vergütung und weitere Kosten

Personen mit oder ohne Behinderung, 
die Fachwissen einbringen

250 CHF/Sitzung
(max. 1/2 Tag)

Einzelpersonen mit Behinderung, die 
ihre Erfahrungsexpertise einbringen

150 CHF/Sitzung
(max. 1/2 Tag)

Fachpersonen mit oder ohne Behinderung, 
die eine Verwaltungseinheit beraten 

Honorar nach 
Vereinbarung

Sitzungsgelder
Teilnehmende, die nicht in einer Behörde oder 
Organisation angestellt sind, sollten ein Sitzungsgeld 
erhalten. Wer ehrenamtlich oder angestellt für eine 
Organisation teilnimmt, deren Teilnahme ohne Vergütung 
erschwert oder gar nicht möglich wäre, sollte ebenfalls 
ein Sitzungsgeld erhalten.

Reisespesen
Dieselben Personengruppen, die ein Sitzungsgeld erhalten, 
sollten eine Erstattung ihrer Reisespesen erhalten.

Die hier aufgeführten Kosten sind grundsätzlich aus dem Budget der durchführenden Verwaltungseinheit 
zu finanzieren und entsprechend zu budgetieren.

In der nachfolgenden Tabelle befinden sich Richtwerte. 
Verwaltungseinheiten sollten eigene Reglemente entwickeln, 
die die Beteiligung verschiedener Personen gerecht honorieren.
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Rahmenbedingungen: Vergütung und weitere Kosten

Dienstleistung Kosten Anbieter Zielgruppe

Gebärdendolmetschen je Sprache vor Ort:  
ab ca. 650 CHF/Sitzung à 2h  

online:  
ca. 500 CHF/Sitzung à 2h

PROCOM Gehörlose Personen, die Gebärdensprache benötigen

Dolmetschen in Landessprache 1200 CHF/Tag diverse Beteiligte, die nur eine Landessprache sprechen  
bei Sitzungen in mehreren Landessprachen

Text-Transkription 1000 CHF/Sitzung à 2h Swiss TXT Hörbehinderte Personen, die keine Gebärdensprache 
nutzen, Menschen mit auditiven Verarbeitungsstörungen, 
Menschen, deren Erstsprache nicht gesprochen wird

Persönliche Assistenz 50 CHF/Stunde (inkl. Reise) — Bei Menschen, die darauf angewiesen sind, wird von ihnen 
selbst organisiert

Übersetzungen in Leichte Sprache  
(Dokumente) 

für die Bundesverwaltung 
gratis

Kompetenzzentrum 
Leichte Sprache (EDI)

Menschen mit kognitiven Behinderungen  
(Lernschwierigkeiten)

Dolmetschen, Transkription, Übersetzung und Assistenz
Gelegentlich braucht es für einen barrierefreien Beteiligungsprozess 
zusätzliche Dienstleistungen. Für eine Abschätzung der Kosten sind 
hier die ungefähren Ansätze – ohne Gewähr – aufgeführt.
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Nach der Klärung der Rahmenbedingungen kann der 
Beteiligungsprozess starten. Die folgenden Seiten 
enthalten Checklisten und Tipps zu Kommunikation 
und Barrierefreiheit im Beteiligungsprozess und 
Arbeitsblätter für die konkrete Umsetzung.

Umsetzung

Kommunikation

Auswertung und Abschluss

Barrierefreiheit 

Reflexion

Durchführung und Ergebnissicherung

Inhalt:
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Umsetzung: Kommunikation

Checkliste Kommunikation 
an potenzielle Beteiligte

Überprüfen Sie, ob folgende Fragen, Informationen 
und Bedingungen in Ihrer Anfrage enthalten sind.

Wer lädt ein? Welche Organisationen 
sind involviert oder angefragt?

Was sind Fragestellungen der Beteiligung?

Wie ist der Grad der Mitbestimmung?

Wie ist der zeitliche Aufwand (Projektzeitraum, 
Häufigkeit des Einbezugs, Gesamtaufwand)?

Welche Formate sind geplant?

Wo finden etwaige Treffen statt (Region, Stadt)?

Wie wird die Beteiligung entschädigt?

Kosten für Anreise, Assistenz oder Dolmetschende 
trägt die veranstaltende Verwaltungseinheit

Antwortfrist ausreichend (mindestens 10 Tage)
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Umsetzung: Kommunikation

Best-practices Kommunikation 
in Beteiligungsprozessen

kompakt & effizient:
	→ gut strukturierte, leicht verständliche Kommunikation
	→ ausreichend lange Fristen
	→ notwendige Informationen sind rasch auffindbar
	→ Schonung der knappen Ressourcen

transparent:
	→ Was dürfen Beteiligte vom Einbezug erwarten?

	• Ablauf
	• Ziel und Zweck
	• Möglichkeiten und Grenzen
	• Vergütung

wertschätzend:
	→ Begegnung auf Augenhöhe
	→ Mitwirken nicht als selbstverständlich erachten
	→ Bewusstsein für Machtgefälle
	→ Themen sind für Beteiligte mit Behinderung auch 

von persönlicher Bedeutung

umsichtig:
	→ Barrieren mitdenken
	→ verschiedene Vorgehen anbieten
	→ Informationen zur Zugänglichkeit mitliefern
	→ Bedürfnisse abfragen bei einem Treffen
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Umsetzung: Barrierefreiheit

Online-Umfragen:

barrierearme Tools nutzen  
(surveymonkey oder Microsoft Forms)

zusätzlich Papierversion oder mündliche Version 
anbieten

Schriftliche Informationen und Unterlagen:

barrierefreie Dokumente

Grafiken, Bilder, Diagramme mit Bildbeschreibung

verständliche Texte

in allen benötigten Landessprachen

bei Bedarf Leichte Sprache

Dokumente mit genügend Vorlauf zustellen

Barrierefreier Einbezug

Dolmetschen, Assistenz etc. (bei Bedarf):

Gebärdensprache D, F, I

Live-Transkription

Zwei-Kanal-Prinzip: Dinge visuell und auditiv kommunizieren

Audio-Deskription von visuellem Geschehen

Raum für Rückzug

Bezahlung persönliche Assistenz

Orte für Treffen:

rollstuhlgängig

zentral, ÖV-Anbindung, Parkplätze

hybride Veranstaltung für Online-Teilnahme erwägen

Im Folgenden finden Sie einige wichtige Punkte für die Planung 
barrierefreier Beteiligungsprozesse. Die Liste ist nicht abschliessend. 
Es ist sinnvoll, die Massnahmen zur Barrierefreiheit proaktiv zu 
kommunizieren und weitere Bedürfnisse zu erfragen.

Weitere Hilfsmittel und Checklisten:
https://www.ebgb.admin.ch/de/hilfsmittel-
barrierefreie-digitale-kommunikation
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Umsetzung: Durchführung und Ergebnissicherung

Durchführung und Ergebnissicherung

Planen Sie für jedes Element des Einbezugs, 
auf welche Fragen Sie Antworten benötigen 
und wie Sie diese erhalten und sichern 
möchten.

Informieren Sie am Ende jeweils über den 
nächsten Schritt.

Nutzen Sie für die Planung gern das nachfolgende 
Blatt - bei Bedarf auch mehrfach.
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Beteiligte Personen:
Notieren Sie die Personen oder Personengruppen, die an dem Einbezugs-
element beteiligt sein sollen oder werden.

Art der Ergebnissicherung:
Bestimmen Sie eine oder mehrere der 
folgenden Arten der Ergebnissicherung.

Methode:
Bestimmen Sie eine der folgenden 
Methoden des Einbezugs.

Anlass und Datum:
Notieren Sie kurz den Anlass und das Datum eines Elements des 
Einbezugs.

Umsetzung: Durchführung und Ergebnissicherung

Fragen:
Notieren Sie die Fragen, auf welche Sie sich durch den Einbezug Antworten erhof-
fen.

Nächster Schritt:
Notieren Sie kurz den auf den Einbezug folgenden Schritt.

Weitere Notizen:

Diskussion (Plenum, Gruppen)
Brainstorming/-writing
Ausprobieren/Test 
Beobachtung
Abstimmung

Auswertung Protokoll
Umfrage 
Auswertung Fotos (Post-Its, Flip-Chart...) 
Abstimmungsergebnisse
Auswertung Stellungnahmen
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Umsetzung: Auswertung und Abschluss

Auswertung und Abschluss

Nutzen Sie für die Auswertung gern das 
nachfolgende Blatt - bei Bedarf auch mehrfach.

Welche Antworten und neuen Erkenntnisse 
hat der Einbezug gebracht?
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Umsetzung: Auswertung und Abschluss

Konsens Beteiligte Verwaltung

Welche Lösung(en) favorisieren die Beteiligten?

Welche Lösung(en) favorisieren Sie?

Notieren Sie hier Argumente und Lösungsansätze:

Wer entscheidet? Welche Entscheidung schlagen Sie vor?

Antworten / Vorschläge / Ideen:

Fragestellung:
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Umsetzung: Abschlusskommunikation

Checkliste 
Abschlusskommunikation

Stellen Sie sicher, dass folgende Elemente Teil der 
abschliessenden Kommunikation an die Beteiligten sind.

Entscheiden Sie, wie Sie den Einbezug 
abschliessen möchten.

Kommunikation und Begründung der Entscheidung

Ausblick

Reflexion des Prozesses

Rückmeldungen der Beteiligten

Verdankung

Rundmail an alle Beteiligten (mit Umfrage)

Brief (mit Link zur Umfrage und/oder 
Papierfeedbackbogen)

Sitzung

feierlicher Abschluss-Event
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Umsetzung: Reflexion

Reflexion

Wie haben sich Ihre Erwartungen in 
Bezug auf den Einbezug eingelöst? 
Was waren Höhepunkte und was kann 
verbessert werden?

Nutzen Sie zur Reflexion gern die nachfolgenden Blätter.
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Umsetzung: Reflexion

Erwartungen und Realität Einfluss des Einbezugs
Wo habe ich im Vorfeld Chancen und Herausforderungen gesehen?

Wie hat sich die Situation dann dargestellt?

Wie hat sich das Vorhaben durch den Einbezug verändert?

Gab es überraschende Erkenntnisse?
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Umsetzung: Reflexion

Highlights und Learnings

Stärken des Einbezugs? 

Mein persönliches Highlight:

Was funktionierte nicht?

Wie lässt sich das verbessern?

Wie nützlich fanden Sie den Einbezug 
insgesamt für das Vorhaben?
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